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In Berlin streiten sich Teile der rot-rot-grünen Regierung über den richtigen
Weg zur Bekämpfung von Wohnungsnot 

Ausbleibende Neubauten
Von Peter Nowak

Die Berliner Stadtentwicklungssenatorin Katrin Lompscher (Linkspartei) wird
von rechts und auch von links kritisiert, weil nicht genug Wohnungen gebaut
werden. Wer aber soll Wohnraum für wen schaffen?

Nun hat sich auch eine Politikerin der Berliner Grünen der Kritik an der Baupolitik der
Stadtentwicklungssenatorin Katrin Lompscher (Linkspartei) angeschlossen. »Wir brauchen
ein Berliner Bündnis mit den privaten Investoren«, forderte Antje Kapek, die
Fraktionsvorsitzende der Grünen im Abgeordnetenhaus, Ende Juli. Grüne und Linkspartei
regieren Berlin gemeinsam mit der SPD. Der SPD-Politiker Volker Härtig hatte Anfang Juli in
einem parteiinternen Schreiben den Rücktritt Lompschers gefordert. Er wirft der
»Stillstandssenatorin« vor, mit einem »leichtfertigen Laissez-faire gegenüber den
Bezirken« sowie »einseitiger Akzentuierung der Partizipation« von Altmietern den
Wohnungsbau in Berlin zu behindern.

Der Vorwurf, Lompscher lasse zu, dass Altmieter sich mit allen Mitteln gegen den Neubau
vor ihrem Schlafzimmerfenster wehren, ist in den vergangenen Monaten in der SPD nicht
nur von Härtig geäußert worden; Ülker Radziwill, stellvertretende SPD-
Fraktionsvorsitzende im Abgeordnetenhaus und dezidierte Parteilinke, zeigte dagegen
Verständnis für Härtigs Kurs. Dass die Berliner CDU und die FDP sich schon lange auf
Lompscher als »Neubaubremse« eingeschossen haben, ist nicht überraschend.

Dass die Berliner CDU und die FDP sich schon lange auf Lompscher als
»Neubaubremse« eingeschossen haben, ist nicht überraschend, doch auch
Basisinitiativen teilen die Kritik an der Bausenatorin.

Doch auch Journalisten und Initiativen, die auf Distanz zum parlamentarischen Betrieb
stehen, teilen die Kritik an der Senatorin.
So befasste sich der Journalist Rainer Balcerowiak in einen Kommentar in der Taz kritisch
mit der Wohnungspolitik in Deutschland und beklagte die mangelnde Bereitschaft zum
Neubau. »Ausgerechnet die ›rot-rot-grüne‹ Landesregierung in Berlin tritt dabei aber
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kräftig auf die Bremse – aus Angst vor Konflikten mit ihrer ›neubaukritischen‹ Klientel.
Viele Neubauvorhaben werden faktisch unter Zustimmungsvorbehalt durch die
›Stadtgesellschaft‹ gestellt. Mit dem Ergebnis, dass die angepeilten Neubauquoten trotz
starken Zuzugs und explodierenden Mieten bei Weitem nicht erreicht werden«, monierte
Balcerowiak, der seit Jahren für Mieterecho schreibt, die Mitgliederzeitung der
parteiunabhängigen Berliner Mietergemeinschaft. Diese kritisierte bereits nach
Veröffentlichung der Koalitionsvereinbarungen der rot-rot-grünen Landesregierung, dass
die Senatsverwaltung unter Lompscher den Neubau von Wohnungen allenfalls als lästige
Pflichtübung behandele. Vor einigen Wochen hat die Berliner Mietergemeinschaft eine
Tagung unter dem programmatischen Titel »Bauen, bauen, bauen – sozial und kommunal«
im Berliner IG-Metall-Haus organisiert.

»Die Bevölkerung Berlins wächst um mehr als 40 000 Einwohnerinnen und Einwohner
jährlich, dementsprechend muss sich der Wohnungsbestand um mehr als 20 000
Wohnungen im Jahr erhöhen«, begründete Joachim Oellerich von der Berliner
Mietergemeinschaft diese Forderung. »Die Wohnungen müssen aber nicht nur gebaut
werden, sondern auch bezahlbar sein, das bedeutet ›sozial‹. Mit der erforderlichen
Nachhaltigkeit kann das nur durch einen ›kommunalen‹ Wohnungsbau geschehen, Private
wären dazu nur mit verschwenderischer Förderung in der Lage«, betonte Oellerich. Die
Mietergemeinschaft sei sehr für demokratische Beteiligung, entgegnet er dem Vorwurf,
seine Organisation hebele mit ihrer Kritik an Mitbestimmungsrechten Mieterrechte aus.
»Doch werden gerade diejenigen, für die Wohnungen von existentieller Bedeutung sind,
von der Beteiligung ausgeschlossen. Die Wohnungssuchenden finden kein Gehör. Sie
können sich nicht organisieren und auch nicht artikulieren. Ihre Bedürfnisse werden von
der Senatsverwaltung allzu leicht ignoriert.«

Auf der Tagung beschrieben verschiedene Referentinnen und Referenten, welche
existentiellen Auswirkungen die Wohnungsnot hat. Stefania Animento von den »Berlin
Migrants Strikers« berichtete, wie schwierig es für ihre Klientel sei, in Berlin eine Wohnung
zu finden. Das führe dazu, dass sie in viel zu teuren, kleinen Wohnungen leben müssten.
Nora Brezger vom Berliner Flüchtlingsrat kritisierte, dass der Berliner Senat noch immer
spezielle Unterkünfte für Geflüchtete bevorzuge, statt in Wohnungen zu investieren.

Dora Zimmermann vom Verein Wildwasser befasste sich mit den Folgen der Wohnungsnot
für Mädchen und Frauen. So seien junge Frauen gezwungen, mit Brüdern unter einen Dach
zu leben, die deren Leben überwachen und reglementieren wollen. Frauen falle es auch
wegen der Wohnungsnot viel schwerer, sich von gewalttätigen Männern zu trennen.

Hier wurden viele gute Argumente für einen verstärkten Wohnungsbau genannt. Allerdings
blieb letztlich die Frage offen, die ein Moderator zu Beginn des zweiten Panels der Tagung
stellte: Wie realistisch ist es, in einem kapitalistischen Staat zu fordern, dass mit
Wohnungen kein Profit gemacht wird? Wäre der auf der Tagung propagierte neue
kommunale Wohnungsbau eine Art Insel im Kapitalismus?

Doch auch wenn hier viele Fragen offenblieben, haben sich verschiedene von der
Wohnungsnot betroffene Gruppen und Einzelpersonen zusammengeschlossen. In den
vergangenen Monaten hat ein solches Bündnis dafür gesorgt, dass die Berliner
Mietendemonstration im April 2018 viel größer wurde, als es selbst Optimisten erhofft



hatten. Auch danach waren es solche temporären Bündnisse, die gegen
Zwangsräumungen protestierten oder Mieter etwa bei Eigenbedarfskündigungen
solidarisch zum Gerichtstermin begleiteten.
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